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slowakischen Charta 77 und der polnischen Gewerkschaftsbewegung Solidar-
ność für die politische Entwicklung auch in der DDR wird dadurch ebenso
ausgeblendet wie der Massenprotest der ostdeutschen Bevölkerung, das politi-
sche Engagement der oppositionellen Gruppierungen und die zunehmende
Fluchtbewegung aus der DDR in die Bundesrepublik. Diese sich auf der Basis
der KSZE-Schlußakte von Helsinki langsam entwickelnde Eigendynamik von
unten wurde weder von den damals politisch Verantwortlichen erkannt noch
gezielt forciert oder unterstützt.

Ohne die persönlichen Leistungen der in diesem Kapitel erwähnten Personen
in Frage stellen zu wollen, kommen wir nicht umhin festzustellen, daß diese
auf die politischen Entwicklungen Ende der achtziger Jahre anfänglich eher
unvorbereitet und irritiert reagierten. Auch wenn die Entfaltung der oppositio-
nellen Kräfte und Regungen in der DDR sowie in den ost- und mitteleuropäi-
schen Ländern ohne den politischen Wandel insbesondere in der Sowjetunion
ab Mitte der achtziger Jahre nur schwerlich möglich gewesen wäre, so hätte
der Sturz der kommunistischen Diktatur in der DDR – und analog in den Län-
dern Ost- und Mitteleuropas – ohne das Drängen und die Unterstützung der
gesellschaftlichen Ebene nicht stattgefunden.

2.5.4 Das neue Verhältnis zu den östlichen Nachbarn am Beispiel Polens

Von grundlegender Bedeutung für das Verhältnis des vereinten Deutschland zu
seinen östlichen Nachbarn ist die Tatsache, daß die deutsche Vereinigung sich
nicht isoliert, sondern in engstem Zusammenhang mit dem Systemwechsel in
den Staaten Mittel- und Osteuropas vollzog. Für die Tschechoslowakei faßte
dies Präsident Václav Havel in seiner Aachener Rede zur Verleihung des
„Karls-Preises“ 1991 in die Worte: „Die Befreiung meines Landes und die
Wiedervereinigung des Ihrigen sind nicht zufällig in derselben Zeit abgelau-
fen. Sie sind integrale und voneinander nicht zu trennende Bestandteile dersel-
ben historischen Erscheinung: nämlich der Selbstbefreiung der Völker Mittel-
und Osteuropas aus den Fesseln des totalitären Systems und ihrer Rückkehr zu
Werten, von denen sie durch das totalitäre System gewaltsam getrennt waren.“
Indem sich in Deutschland selbst wie in den mittel- und osteuropäischen
Nachbarländern das Prinzip der Selbstbestimmung umfassend durchsetzte, ent-
standen die Voraussetzungen für ein endgültig befriedetes Verhältnis demo-
kratischer Nationen. Beispielhaft soll hier Deutschlands Verhältnis zu Polen,
einem seiner unmittelbaren östlichen Nachbarn, mit denen es durch eine lange,
in diesem Jahrhundert für alle Seiten besonders schmerzvolle Vergangenheit
verbunden ist, näher betrachtet werden.

Am 17. Oktober 1991 ratifizierte der Deutsche Bundestag den Grenzvertrag
und zugleich den Nachbarschaftsvertrag mit der Republik Polen. Für die polni-
sche Seite tat der Sejm denselben Schritt einen Tag später. Beiden Verträgen
stimmte der Bundestag mit sehr großer Mehrheit zu, die Zustimmung im Bun-
desrat erfolgte einstimmig. Als Grundlage für die beiderseits beabsichtigte
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durchgreifende Sanierung des gegenseitigen Verhältnisses entfalten die Ver-
träge seither ihre Wirkung.

Der „Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Polen über die Bestätigung der zwischen Ihnen bestehenden Grenze“ erfüllte
die Auflagen des Zwei-plus-Vier-Vertrages und insofern den von den Sieger-
mächten des Zweiten Weltkrieges unterstützten Wunsch Polens nach endgülti-
ger Anerkennung seiner Westgrenze durch den deutschen Souverän. Er voll-
zog eher formalrechtlich als materiell den von der Völkergemeinschaft und
vielen Deutschen selbst seit langem akzeptierten Verlust der deutschen Ostge-
biete als Ergebnis des Zweiten Weltkrieges.

Entsprang, wie Außenminister Hans-Dietrich Genscher anläßlich der Ver-
tragsunterzeichnung am 14. November 1990 in Warschau darlegte, die Aner-
kennung der Grenze an Oder und Neiße der „freien Entscheidung der Deut-
schen“, so legte Polen seinerseits Wert auf die Feststellung, daß die im
deutsch-polnischen Partnerschaftsvertrag vereinbarte Minderheitenregelung
nicht auferlegt war, sondern auf Polens eigener freier Entscheidung beruhte.
Die in den Artikeln 20–22 niedergelegte Regelung zur deutschen Minderheit in
Polen entspricht internationalen Konventionen und Standards, zu denen Polen
sich aus seinem Selbstverständnis als demokratische, die Menschenrechte
achtende Nation verpflichtet fühlt.

Welcher historische Neuansatz hier erreicht wurde, zeigt sich auch darin, daß
die Vertragsparteien lt. Artikel 2 „Minderheiten und gleichgestellte Gruppen
als natürliche Brücken zwischen dem deutschen und dem polnischen Volk“
ansehen und „zuversichtlich [sind], daß diese Minderheiten und Gruppen einen
wertvollen Beitrag zum Leben ihrer Gesellschaften leisten“. Nicht „Volks-
tumskampf“ und Angst vor einer 5. Kolonne bestimmen mehr das Denken.
Polen versteht sich als Förderer seiner nunmehr als solche anerkannten deut-
schen Minderheit, es vertraut auf deren Loyalität und darauf, daß diese von
seiten Deutschlands nicht irritiert wird.

Der „Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Polen über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit“ vom
17. Juni 1991 ist der umfangreichste, konkreteste und detaillierteste Vertrag
über Kooperation und Zusammenwirken, den ein Mitgliedsland der Europäi-
schen Union bisher mit einem Land des ehemaligen Ostblocks geschlossen hat.
Er bildet den Rahmen für eine umfassende Interessengemeinschaft und stellt
so bilateral die Weichen für den von Deutschland unterstützten Wunsch Po-
lens, der Europäischen Union und der NATO beizutreten. Vor der Ratifizie-
rung im Sejm einigten sich die Regierungen auf die Einrichtung einer „Stiftung
Deutsch-Polnische Versöhnung“, die außerstaatliche Hilfeleistungen für ehe-
malige polnische Häftlinge, Zwangsarbeiter und Kinder von NS-Opfern er-
bringen soll. Die Bundesregierung hat den Fonds der Stiftung mit 500 Millio-
nen DM ausgestattet. Ihre Aufforderung an deutsche Firmen, die seinerzeit aus
der Rekrutierung von Zwangsarbeitern wirtschaftlichen Nutzen gezogen ha-
ben, sich an den Fonds zu beteiligen, blieb jedoch ohne Erfolg. Einen besonde-
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ren Beitrag zu den deutsch-polnischen Beziehungen leistet auch die von Bun-
deskanzler Kohl und Ministerpräsident Mazowiecki 1989 ins Leben gerufene
Stiftung für bilaterale Zusammenarbeit. Sie fördert Projekte aller Art, die im
gemeinsamen Interesse liegen und der wachsenden Verflechtung beider Völker
im Geiste notwendiger Vertrauensbildung dienen.

Die Kontakte auf Regierungs- und Staatsebene (Präsidenten) haben sich inzwi-
schen vervielfacht. Auf die Verträge von 1990 und 1991 folgte eine größere
Anzahl von Einzelabkommen, so über die Grenzabfertigung und die Festle-
gung neuer Grenzübergänge, über die Zusammenarbeit im militärischen Be-
reich, hinsichtlich der Auswirkung von Wanderungsbewegungen, der grenzna-
hen Raumordnungspolitik und der Umweltpolitik sowie über die gegenseitige
Hilfeleistungen bei Katastrophen und schweren Unglücksfällen. Die vertrag-
lich vereinbarte gemeinsame Regierungskommission für regionale und grenz-
überschreitende Zusammenarbeit setzte einen Ausschuß für Interregionale Zu-
sammenarbeit ein, der seit 1991 zweimal jährlich tagt und sich mit allen wich-
tigen Fragen der Interregionalen Zusammenarbeit, z. B. Umweltschutz, Ju-
gendaustausch, Entwicklung der Zusammenarbeit zwischen kleinen und mitt-
leren Unternehmen sowie der örtlichen und regionalen Selbstverwaltungsorga-
ne, befaßt.

Besonders intensiv gestalten sich die deutsch-polnischen Sicherheits- und Mi-
litärbeziehungen, namentlich auf dem Geld der Ausbildungshilfe und der
grenznahen Kontakte. Eine erste deutsch-polnische militärische Übung „im
Geiste der Partnerschaft für den Frieden“ auf deutschem Boden fand im De-
zember 1994 statt. Die im Verlauf des Jahres 1997 abgeschlossenen trilateralen
deutsch-dänisch-polnischen Patenschaften der Marinen, der Luftwaffen und
der Heere dienen der Vorbereitung auf die Integration Polens in die NATO.
Beschlossen ist ferner der Aufbau eines deutsch-dänisch-polnischen Korps, das
seinen Sitz in Stettin haben soll.

Die deutsch-polnischen Wirtschaftsbeziehungen entwickeln sich seit 1989
kontinuierlich, wenn auch der polnische Export wegen der realen Aufwertung
des Zloty und der Konjunkturschwäche der deutschen Wirtschaft 1996 leicht
zurückging. Polen ist derzeit Deutschlands größter Handelspartner in Mittel-
und Osteuropa. Gut ein Drittel der Exporte Polens geht nach Deutschland, von
wo es ein Viertel seiner Einfuhren bezieht. Der Gesamtumfang des deutsch-
polnischen Handels belief sich 1996 auf 28,5 Milliarden DM und verzeichnete
für 1997 eine steigende Tendenz. Gleiches zeichnet sich für 1998 ab. Die mit-
telständisch geprägten deutschen Direktinvestitionen in Polen sind ebenfalls
im Steigen begriffen. Im Hinblick auf die künftige Mitgliedschaft Polens in der
Europäischen Union leistet Deutschland Polen Infrastrukturhilfen, die sich vor
allem in Beratungs- und technischen Hilfsprogrammen niederschlagen.

Die Lage der deutschen Minderheit in Polen hat sich seit 1989 entscheidend
verändert. Nach der Novellierung des polnischen Vereinsrechtes 1989 entstan-
den in 21 Wojewodschaften Deutsche Sozial-Kulturelle Gesellschaften, die
seit 1990 in einem gemeinsamen Verband zusammengeschlossen sind. Die
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drei größten Gesellschaften befinden sich in den Wojewodschaften Oppeln,
Kattowitz und Tschenstochau. Polens nationale Wahlgesetzgebung privilegiert
die Minderheiten, indem sie sie von Sperrklauseln sowohl auf der Ebene der
Wahlkreise als auch auf der der Landesliste befreit. Die deutsche Minderheit
erhielt so bei den Sejm-Wahlen 1991 sechs Mandate in den Wahlkreisen und
ein Mandat auf der Landesliste. Seit den Parlamentswahlen von 1997 entsendet
sie nur noch zwei Abgeordnete in den Sejm, da ihre Wahlbeteiligung weit un-
ter der ihrer polnischen Mitbürger lag. Auf der Ebene der kommunalen Selbst-
verwaltung kommt der deutschen Minderheit in Oberschlesien als Vorteil zu-
gute, daß sie geschlossen siedelt. Allein in der Wojewodschaft Oppeln erran-
gen ihre Kandidaten 1994 in 36 Gemeinden die absolute Mehrheit der Sitze;
sie errangen hier insgesamt 35 % aller Mandate. Allerdings blieb der Wunsch
der deutschen Minderheit, in der Wojewodschaftsverwaltung entsprechend
personell berücksichtigt zu werden, bisher unerfüllt.

Wegen des Mangels an Deutschlehrern konnte der Deutschunterricht erst ab
dem Schuljahr 1992/93 aufgenommen werden. Im Schuljahr 1993/94 wurde in
Oppeln und Kattowitz in 734 von 1.500 Grundschulen Deutsch als Zusatzspra-
che gelehrt. Muttersprachlicher Deutschunterricht ab dem ersten Schuljahr
wird derzeit in knapp 200 Grundschulen erteilt, davon 132 in der Wojewo-
dschaft Oppeln, wo es zur Zeit auch vier bilinguale Gymnasien gibt.

Konkrete, zumeist materielle Hilfe aus der Bundesrepublik für die in Polen
verbliebenen Deutschen achtet darauf, zwischen diesen und ihren polnischen
Nachbarn nicht unnötige Unterschiede aufzubauen. Der größte Teil der Hilfs-
maßnahmen, z. B. Ausstattung von Krankenhäusern mit Geräten und Medika-
menten oder Baumaßnahmen zur Verbesserung der Wasserversorgung, kommt
allen Bewohnern der jeweiligen Orte oder Regionen zugute. Für soziale, ge-
meinschaftsfördernde und wirtschaftliche Hilfsmaßnahmen stellt der BMI
jährlich 20–25 Millionen DM zur Verfügung, für kulturelle Förderung das
Auswärtige Amt ca. 7,5 Millionen.

Ein besonders hervorzuhebendes Zeichen für den Neuanfang der deutsch-
polnischen Beziehungen ist die gemeinsame Beschäftigung mit dem Thema
Flucht und Vertreibung der Deutschen nach 1945 und dem Schicksal der deut-
schen Minderheit danach. Hier sind es vor allem junge polnische Historiker
und Publizisten, die sich dieser zur Zeit der Volksrepublik tabuisierten Themen
in Spezial- und Regionalstudien annehmen. Für die Forschungsentwicklung
bedeutsam sind zwei deutsch-polnische Editionsprojekte, eines über die
Zwangsaussiedlung/Vertreibung der Deutschen, das andere über das polnische
Arbeitslager Lamsdorf. Beide Völker werden davon profitieren, daß sie sich
gemeinsam der Geschichte Ihrer Väter und Vorväter annehmen und so Ver-
ständnis gewinnen für die Verlustschmerzen des anderen.

In die Zukunft weisen ferner das Deutsch-Polnische Jugendwerk, das in be-
wußter Analogie zum Deutsch-Französischen Jugendwerk im Rahmen des
Nachbarschaftsvertrages vereinbart wurde, aber an Unterfinanzierung leidet,
sowie die Europa-Universität „Viadrina“ in Frankfurt/Oder, die im Winterse-
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mester 1992/93 ihren Lehrbetrieb aufnahm. Etwa ein Drittel ihrer Studierenden
sind junge Polen. Die gegenseitige Anerkennung von Hochschuldiplomen
wurde u. a. mit dem deutsch-polnischen Kulturabkommen vom 14. Juli 1997
geregelt. Zu den intensiven Kultur- und Wissenschaftsbeziehungen zählt auch
die Einrichtung eines Deutschen Historischen Instituts in Warschau.

Trotz der umwälzenden Veränderung im Verhältnis zwischen Deutschland und
Polen seit 1990, die angesichts der Geschichte einem „Paradigmenwechsel“
gleichkommt, bestehen weiterhin eine Reihe ungelöster, sich möglicherweise
in der Zukunft noch verschärfender Probleme. Sie reichen von der grenzüber-
schreitenden Kriminalität, über die Rückführung kriegsbedingt verlagerter
Kulturgüter und Seerechtsfragen in der Pommerschen Bucht bis hin zu offenen
Vermögens- und Staatsbürgerschaftsfragen. Unbeschadet dessen ist die Fest-
stellung berechtigt, daß die bilateralen Beziehungen so gut sind wie nie zuvor
seit vielen Generationen, ihre Grundlagen in den politischen Eliten beider
Länder verankert sind und die beiderseitige Perspektive auf das integrierte Eu-
ropa die bestmögliche Gewähr bietet für dauerhafte Nachbarschaft und
Freundschaft zwischen Deutschen und Polen.

3. Hypotheken und Aufgaben

Acht Jahre nach der Wiederherstellung der deutschen Einheit in Frieden und
Freiheit steht Deutschland in seiner Innen- und Außenpolitik neuen großen
Herausforderungen gegenüber. Diese wird es nicht im Alleingang, sondern nur
gemeinsam mit seinen Partnern in Europa und in der Welt bewältigen können.
Mit dem Zusammenbruch des sowjetischen Imperiums und der Überwindung
der Teilung Deutschlands und Europas ist die Perspektive einer stabilen euro-
päischen Friedensordnung möglich und gestaltbar geworden. Die verständliche
Euphorie zu Beginn der neunziger Jahre ist inzwischen aus mancherlei Grün-
den einer nüchternen Beurteilung deutscher Politik, ihrer Möglichkeiten und
Grenzen am Ende des 20. Jahrhunderts gewichen.

Deutschland ist zum ersten Mal in seiner Geschichte mit allen seinen Nachbarn
freundschaftlich verbunden. Es ist saturiert und unter unzweideutigem Ver-
zicht auf einen erneuten nationalen Sonderweg fest in die westliche Werte- und
Sicherheitsgemeinschaft eingebunden.

Die Bundesrepublik Deutschland zog mit drei weichenstellenden Entscheidun-
gen die Konsequenzen aus der Katastrophe des Nationalsozialismus und des
Zweiten Weltkrieges:

– Mit dem Auf- und Ausbau einer freiheitlichen Demokratie knüpfte der freie
Teil Deutschlands, zugleich für die Deutschen, „denen mitzuwirken versagt
war“ (Präambel des Grundgesetzes, alte Fassung), an die rechtsstaatlichen,
liberalen und demokratischen Traditionen der deutschen Geschichte an und
gewann den Anschluß an die westeuropäische Verfassungsentwicklung zu-
rück.


